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ANALYSE

Kooperation im Bereich der Militärreform zwischen NATO und Ukraine 
seit 2014
Bettina Renz (Universität Nottingham), Sarah Whitmore (Oxford Brookes Universität, Oxford)

DOI: 10.31205/UA.257.01

Zusammenfassung
Unterschiedliche Vorstellungen über die Prioritäten bei den Reformen im Verteidigungsbereich nach 2014, 
Unstimmigkeiten bei den Erfolgskriterien für diese Reformen und das Fehlen einer klaren Vision darüber, 
welche Art Streitkräfte die Ukraine benötigt, haben zu Schwierigkeiten in der Partnerschaft zwischen der 
NATO und der Ukraine geführt.

Schleppende Reformen führen zu Zweifeln 
an NATO-Unterstützung
Im Frühjahr 2014 hat die Russische Föderation die 
Halbinsel Krim annektiert und einen bis heute andau-
ernden Krieg in der Ostukraine entfacht. Die ukrai-
nischen Streitkräfte waren nicht in der Lage, diesen 
Angriff auf die Souveränität des Landes abzuwenden 
und sich zu verteidigen; sie erlebten im Donbas eine 
Reihe von Niederlagen. Dieser Krieg beförderte die 
Notwendigkeit für systematische Militärreformen auf 
der politischen Agenda in Kyjiw ganz nach oben. 2015 
wurde ein weitreichendes Reformprogramm verkündet, 
das von der NATO und den westlichen Partnern mit 
Nachdruck unterstützt wurde und zu Verbesserungen 
bei der Einsatzfähigkeit der Streitkräfte führte. Ange-
sichts der russischen Aggression versichert die NATO 
der Ukraine weiterhin ihre unerschütterliche Solidari-
tät. Die Kritik an dem langsamen Tempo der Reformen, 
das auf interne Faktoren zurückzuführen ist, etwa die 
anhaltende Korruption, die konservative, »sowjetische« 
Denkweise der militärischen Führung, die zögerlichen 
Fortschritte bei der Stärkung der für eine demokra-
tische zivile Kontrolle über die Streitkräfte erforder-
lichen Institutionen, sowie das Fehlen einer klaren 
politischen Linie, haben zu Zweifeln an der Effizienz 
der kostspieligen Hilfsprogramme der NATO-Part-
nerstaaten geführt. Die Bedeutung, die interne Hin-
dernisse in der Ukraine wie auch in anderen postsow-
jetischen Ländern für die jeweiligen Militärreformen 
haben, ist gut dokumentiert und steht außer Zwei-
fel. Es wäre allerdings falsch, die Schuld für die Pro-
bleme in den Beziehungen zwischen der NATO und 
der Ukraine allein Kyjiw zuzuschreiben. Unterschied-
liche Ansichten zu den Prioritäten bei den Reformen 
im Verteidigungsbereich seit 2014, Widersprüche in 
den Erfolgskriterien für die Reformen sowie das Feh-
len einer klaren Vision darüber, welche Art Streitkräfte 
die Ukraine braucht, haben ebenfalls zu den Proble-
men in der Partnerschaft zwischen der NATO und der 
Ukraine beigetragen.

Prioritäten der Verteidigungsreformen seit 
2014
Die Ansichten der NATO und der Ukraine zu den Prio-
ritäten der Reformen im Verteidigungsbereich seit 2014 
gehen zum Teil auseinander. Das hat auf beiden Sei-
ten zu einer gewissen Enttäuschung und Desillusionie-
rung geführt. Die NATO hat die Annexion der Krim 
als ernstliche Bedrohung für die transatlantische Sicher-
heit gewertet. Das Bündnis hat das Vorgehen der Rus-
sischen Föderation in den schärfsten Tönen verurteilt 
und der Ukraine beträchtliche Unterstützung ange-
boten. Die Beziehungen zwischen der NATO und der 
Ukraine gehen bis in die 1990er Jahre zurück und mar-
kierten ihren Anfang, als die Ukraine als eines der ers-
ten Länder der »Partnerschaft für Frieden« (»Partner-
ship for Peace«, PfP) beitrat. Das Programm wurde 1994 
ins Leben gerufen, um im euro-atlantischen Raum »die 
Stabilität zu erhöhen, Bedrohungen für den Frieden zu 
minimieren und gestärkte Sicherheitsbeziehungen auf-
zubauen«, und zwar auf der Grundlage »eines Eintretens 
für demokratische Prinzipien«. 1997 unterzeichneten 
die Staatschefs der Ukraine und der NATO-Staaten eine 
Charta über eine ausgeprägte Partnerschaft (»Charter 
on a Distinctive Partnership«), auf deren Grundlage die 
NATO-Ukraine-Kommission eingerichtet wurde, ein 
entscheidungsbefugtes Gremium für die Zusammenar-
beit und zur Weiterentwicklung der Beziehungen. 1998 
wurde unter der Ägide der NATO-Ukraine-Kommi-
ssion eine »Gemeinsame Arbeitsgruppe der NATO und 
der Ukraine für Reformen im Verteidigungsbereich« 
geschaffen. Zur Unterstützung der Zusammenarbeit 
vor Ort waren das Informations- und Dokumentations-
zentrum der NATO und das NATO-Verbindungsbüro 
seit 1997 bzw. seit 1999 in der Ukraine aktiv. Sie soll-
ten die ukrainische Öffentlichkeit über die NATO 
und den Nutzen einer Zusammenarbeit informieren 
und die Reformen im Verteidigungs- und Sicherheits-
bereich unterstützen. Nach der Annexion der Krim 
hat die NATO diese Zusammenarbeit erheblich ver-
stärkt und ein umfassendes Hilfspaket (»Comprehen-
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sive Assistance Package«) verabschiedet, das aus 16 
Projekten zum Kapazitätsaufbau und Treuhandpro-
jekten (»Trust Funds«) besteht, auf die man sich 2016 
auf einem NATO-Gipfel geeinigt hatte. Zudem wurde 
die Ukraine 2010 als einer der sechs Partner mit vertief-
ten Mitwirkungsmöglichkeiten (»Enhanced Opportu-
nities Partners«) anerkannt, was dem Land einen »ver-
stärkten Zugang zu Interoperabilitätsprogrammen und 

-übungen« ermöglichte. Eine Reihe bilateraler Ausbil-
dungsmissionen, die von NATO-Partnern geleitet wer-
den, bieten weiterhin Ausbildung und Kapazitätsaufbau 
für ukrainische Streitkräfte vor Ort.

Die NATO-Unterstützung für die Ukraine wurde 
zwar seit 2014 ganz beträchtlich intensiviert, doch hat 
sich die grundlegende Richtung der Zusammenarbeit 
bei Reformen im Verteidigungsbereich nicht geändert. 
Sie gilt weiterhin vor allem Reformen im Verteidigungs- 
und Sicherheitssektor im weiteren Sinne, sowie einer 
Unterstützung mit nichttödlicher Ausrüstung. Der 
Schwerpunkt wird stark auf eine demokratische Ent-
wicklung gelegt, die auf lange Sicht die Basis für den 
Aufbau effektiverer Streitkräfte und eine glaubhafte 
militärische Abschreckung gegenüber Russland dar-
stellt. Mit anderen Worten: Die Förderung gemeinsa-
mer Normen und Werte und der Aufbau demokratischer 
Institutionen hat Vorrang vor rein militärischen Aspek-
ten von Reformen, etwa vor taktischer und technologi-
scher Kompatibilität. Die schleppenden Fortschritte im 
ersteren Bereich haben in der NATO für einige Zwei-
fel hinsichtlich der Effizienz der kostspieligen militäri-
schen Hilfsprogramme gesorgt.

Aus Sicht der Ukraine stellen die Annexion der Krim 
und die anhaltende russische Aggression eine existen-
zielle Bedrohung für die nationale Sicherheit und die 
territoriale Unversehrtheit dar, die eine grundlegende 
Revision der strategischen Prioritäten und Anforderun-
gen an die Verteidigungsfähigkeit nötig machte. Seit 
1994 hatte das Land in unterschiedlichem Maße posi-
tiv mit der NATO interagiert, doch die fehlende politi-
sche Geschlossenheit innerhalb des Landes hinsichtlich 
der geopolitischen Orientierung haben bis 2014 syste-
matische Reformen im Verteidigungsbereich behindert. 
Bis weit in die 2000er Jahre hinein wurde bei Reformen 
kaum mehr als eine Verkleinerung der kostspieligen und 
ineffizienten Streitkräfte unternommen, die das Land 
aus sowjetischer Zeit geerbt hatte. Unter der strikt pro-
westlichen Führung von Präsident Wiktor Juschtschenko 
wurde 2005 zu einem gewissen Grad klar, welche Art 
Streitkräfte die Ukraine wollte. Juschtschenko sprach 
sich mit Blick auf eine Vollmitgliedschaft intensiv für 
einen Ausbau der Interoperabilität mit der NATO aus. 
Aus seiner Sicht war das ganz im Interesse der Ukraine, 
nämlich als Mittel für eine systematische und nachhal-
tige Transformation des Militärs wie auch zur Förde-

rung einer breiteren demokratischen Entwicklung. Das 
»Staatliche Programm für die Entwicklung der Streit-
kräfte der Ukraine für die Jahre 2006–2011« gab dem 
Aufbau stark reduzierter, aber sehr gut ausgebildeter 
Streitkräfte Vorrang, die vor allem für eine Beteiligung 
an multinationalen Einsätzen geeignet sind. Als Juscht-
schenko 2010 von Wiktor Janukowytsch abgelöst wurde, 
erfuhr die explizit NATO-freundliche Orientierung eine 
Wendung. Das Militär wurde von nun an geradezu mut-
willig vernachlässigt. Gleichzeitig wurden Pläne voran-
getrieben, die Streitkräfte weiterhin zu reduzieren.

Die Annexion der Krim hat die strategischen Prio-
ritäten und das Verständnis für die Anforderungen an 
die Verteidigungsfähigkeit der Ukraine drastisch zuge-
spitzt. Alle Unklarheiten hinsichtlich der geopolitischen 
Ausrichtung, die sich bei früheren verteidigungspoliti-
schen Planungspapieren in einer neutralen oder bünd-
nisfreien sicherheitspolitischen Orientierung widerge-
spiegelt hatten, wurden beseitigt, nachdem Russland 
in der Militärdoktrin von 2015 als militärischer Geg-
ner bezeichnet wurde. Gegenüber den nun notwendig 
gewordenen Fähigkeiten zur Bewältigung einer größe-
ren bewaffneten Aggression durch einen gegnerischen 
Staat trat die Einsatzbereitschaft für den Fall kleine-
rer Kampfeinsätze in den Hintergrund. Kyjiw wählte 
unzweideutig den euroatlantischen Weg und formali-
sierte 2017 verfassungsrechtlich das Ziel einer vollstän-
digen Interoperabilität mit der NATO bis spätestens 
2020 sowie eine anzustrebende Vollmitgliedschaft in 
dem Bündnis. Angesichts der ungleich größeren mili-
tärischen Stärke des mächtigen Nachbarn wurde dies 
als der einzig realistische Weg hin zu einer glaubhaften 
militärischen Abschreckung gegen eine mögliche rus-
sische Aggression betrachtet. Angesichts der eindeuti-
gen und präsenten Gefahr, der sich die Ukraine gegen-
übersieht, wurden Militärreformen im engeren Sinne 
als dringlichste Priorität betrachtet (insbesondere durch 
den Zugang zu neuesten Technologien und die takti-
sche Ausbildung der Streitkräfte). Einzelne NATO-Mit-
glieder wie die USA haben zwar damit begonnen, der 
Ukraine tödliche Waffen zu liefern, während sich andere 
NATO-Staaten wie Deutschland vehement dagegen 
aussprechen. In offiziellen Mitteilungen werden »umfas-
sende Reformen im Sicherheits- und Verteidigungssek-
tor« angestrebt. Diese werden als unerlässlich »für die 
demokratische Entwicklung der Ukraine und die Stär-
kung ihrer Verteidigungsfähigkeit« betrachtet. In Kyjiw 
hat dies zu einer gewissen Enttäuschung geführt, weil es 
als implizites Signal verstanden wurde, dass die NATO 
ungeachtet starker Solidaritätsbekundungen die pre-
käre Sicherheitslage der Ukraine nicht mit der gleichen 
Dringlichkeit wahrnimmt.

Die schleppenden Fortschritte bei den politischen 
Aspekten der Reformen haben in der NATO Zweifel an 
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der Entschlossenheit der Ukraine zu einer demokratischen 
Entwicklung aufkommen lassen. Zudem wurde die Effi-
zienz der kostspieligen Hilfsprogramme zunehmend hin-
terfragt. Dass in der Ukraine zu Kriegszeiten den militä-
rischen Fähigkeiten Vorrang eingeräumt wird, bedeutet 
allerdings nicht, dass weitergefasste Reformen nicht als not-
wendig oder wünschenswert betrachtet werden. Das wird 
anhand der fortgesetzten Arbeit im ukrainischen Parla-
ment deutlich, durch die die rechtliche Grundlage für eine 
zivile Aufsicht gestärkt werden soll. Schließlich zeigen die 
Erfahrungen, die in Entwicklungs- und Transformations-
ländern mit Reformen im Sicherheits- und Verteidigungs-
bereich gemacht wurden, dass grundlegende Veränderun-
gen am System der zivilen Kontrolle über die Streitkräfte, 
die zu Kriegszeiten unternommen werden, sich extrem 
schwierig gestalteten oder gar unmöglich waren.

Erfolgskriterien für Reformen
Zusätzlich zu den unterschiedlichen Ansichten über die 
Prioritäten von Reformen im Verteidigungsbereich, die 
sich im sicherheitspolitischen Umfeld nach 2014 erge-
ben, hat auch die fehlende Klarheit darüber, was es für 
ein Land bedeutet, als NATO-interoperabel eingestuft 
zu werden, die Beziehungen zwischen der Ukraine und 
der NATO beeinträchtigt, insbesondere aus Kyjiwer 
Sicht. Der Internetseite der NATO von 2021 zufolge 
haben sich die Beziehungen zwischen dem Bündnis 
und der Ukraine seit den frühen 1990er Jahren »zu 
einer der gehaltvollsten Partnerschaften der NATO ent-
wickelt«. In offiziellen Stellungnahmen wurde wieder-
holt bekräftigt, dass diese Partnerschaft kein einseiti-
ger Prozess sei, sondern von gegenseitigem Nutzen. Als 
die Ukraine 2020 einer der sechs Partner mit vertieften 
Mitwirkungsmöglichkeiten (»Enhanced Opportunities 
Partners«) der NATO wurde und damit zu Ländern wie 
Schweden, Finnland und Australien aufrückte, wurde 
dieser Status ohne Hinweis auf den Krieg mit Russland 
zuerkannt, dafür aber aus Anerkennung für den »bedeu-
tenden Beitrag«, den die Ukraine in der Vergangen-
heit bei NATO-geführten Operationen und Missionen 
geleistet habe. Die Ukraine hatte solche Operationen seit 
den 1990er Jahren mit Fachkräften unterstützt, unter 
anderem in Bosnien und Herzegowina, im Kosovo, in 
Afghanistan und im Irak. 2010 schloss sich die Ukraine 
der Schnellen Eingreiftruppe (»Rapid Response Force«) 
der NATO an, die von dem Bündnis als »höchst ein-
satzbereite und technologisch moderne internationale 
Streitmacht« beschrieben wird. Das Land war das erste 
Nichtmitglied, das 2019 die Zertifizierung einer Ein-
heit von Sondereinsatzkräften zur Beteiligung an der 
Schnellen Eingreiftruppe erhielt. Über die unmittel-
bare Unterstützung der Einsätze hinaus haben ukrai-
nische Truppen regelmäßig an Manövern der NATO 
und einzelner Mitglieder des Bündnisses teilgenommen.

Die Ukraine hat über Jahrzehnte reiche Erfahrungen 
mit Einsätzen an der Seite von NATO-Truppen gesam-
melt, und die jüngsten Reformen sowie das Paket für ver-
stärkte Hilfestellung (»Enhanced Assistance Package«) 
haben die operativen Fähigkeiten des Landes im Ein-
klang mit NATO-Standards weiter gestärkt. Die ukrai-
nischen Streitkräfte sind aus militärischer Sicht sehr viel 
stärker interoperabel als es die der mitteleuropäischen 
Staaten Ende der 1990er Jahre waren, als diese Länder 
NATO-Mitglieder wurden. Sie verfügten damals weder 
über viel Erfahrung durch internationale Operationen, 
noch hatten sie zum Zeitpunkt des Beitrittsangebots 
systematische Militärreformen abgeschlossen. Gleich-
wohl gilt die Ukraine, wie erwähnt, aufgrund der Defi-
zite bei der demokratischen Entwicklung als weit von 
einer vollen Interoperabilität entfernt. Nach dem Ende 
des Kalten Krieges hatte die NATO ihre rein militäri-
schen Verteidigungsanstrengungen um breiter angelegte, 
auf gemeinsame Normen und Demokratie ausgerich-
tete Ziele erweitert. Diese geänderten Prioritäten spiegel-
ten sich in der Aufgabenstellung der »Partnerschaft für 
Frieden« (»Partnership for Peace«, PfP) und dem Pro-
gramm »Membership Action Plan« (MAP) wider, das 
1999 gestartet wurde. Die Erwartungen an das Demo-
kratisierungsniveau der Anwärterstaaten variierten in 
der Vergangenheit und sind nie in Stein gemeißelt gewe-
sen. Die Arbeit an Reformen zur Korruptionsbekämp-
fung und für mehr Rechtstaatlichkeit dauert in mehre-
ren der jüngsten NATO-Mitgliedstaaten immer noch 
an. Vor dem Hintergrund, dass die Partnerschaft zwi-
schen der NATO und der Ukraine stark ist und bereits 
so viele Jahre besteht, haben diese offensichtlich wech-
selnden Eckpfeiler für – militärische wie politische – 
Interoperabilität in Kyjiw für Enttäuschung gesorgt. Es 
wurde nämlich als Signal aufgefasst, dass die Leistun-
gen und Beiträge der Ukraine nicht angemessen gewür-
digt und belohnt werden. Darüber hinaus herrscht in der 
Ukraine zunehmend das Gefühl, dass es nicht um die 
Erfüllung einer Reihe von Erwartungen geht, sondern 
eine NATO-Mitgliedschaft im Fall der Ukraine viel-
mehr eine politische Frage ist, die selbst bei umfassen-
den und erfolgreichen Reformen nicht zu ihren Guns-
ten entschieden werden könnte. Präsident Wolodymyr 
Selenskyj formulierte es im September 2021 so: »Die 
Ukraine klopft an eine Tür, die niemand öffnen will«.

Welche Art Streitkräfte braucht die 
Ukraine?
Die NATO und die Ukraine sind sich einig, dass die 
unmittelbaren Ziele von Reformen im Verteidigungs-
sektor in der Herstellung von NATO-Interoperabili-
tät und einer glaubhaften militärischen Abschreckung 
gegenüber Russland bestehen. Allerdings bleibt die Frage 
offen, ob diese Ziele notwendigerweise miteinander ver-
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einbar sind. Bedeutet der Schwerpunkt einer Einhal-
tung der NATO-Standards durch beide Seiten, dass dies 
zu Lasten einer Bewertung der Anforderungen an die 
Verteidigungsfähigkeit der Ukraine geht, die der spe-
zifischen Bedrohungslage des Landes Rechnung trägt? 
Insbesondere durch den Umstand, dass Interoperabili-
tät nicht unbedingt mit dem Ziel einer Vollmitglied-
schaft angestrebt wird, müssen die Erfahrungen aus der 
bisherigen Zusammenarbeit zwischen der NATO und 
der Ukraine berücksichtigt werden. Die ukrainischen 
Reformen im Verteidigungsbereich standen seit Mitte 
der 1990er Jahre unter dem Einfluss von Prioritäten des 
Bündnisses. Kyjiw eiferte den Entwicklungen im Wes-
ten nach und verschob den Fokus zunehmend weg von 
einer konventionellen Kriegsführung zwischen Staaten 
hin zu Kriegsszenarien der »neuen Art«. Vor allem das 
»Staatliche Programm für die Entwicklung der Streit-
kräfte der Ukraine für die Jahre 2006–2011« skizzierte 
Pläne für etwas, das die britische Verteidigungsexper-
tin Deborah Sanders als »Paradigma-Armee« bezeichnet 
hat. Es ist der Idealtypus eines modernen Militärs auf 
Basis des nach dem Ende des Kalten Krieges entwickel-
ten US-Modells, also eine schlankere, professionellere 
Streitkraft, ausgerüstet mit modernen Technologien und 
für das gesamte Spektrum an Konflikten schnell ein-
setzbar, vor allem für multinationale Operationen. Die 
Krim-Annexion hat deutlich gemacht, dass eine Ausrich-
tung der Militärreformen an den Prioritäten des Bünd-
nisses kaum geholfen hat, das Land auf eine mögliche 
militärische Aggression durch Russland vorzubereiten.

Erst einmal sind einige wichtige Aspekte zu klären, 
um die Frage beantworten zu können, welche Art Streit-
kräfte die Ukraine braucht. Da in der näheren Zukunft 
eine Vollmitgliedschaft unwahrscheinlich ist, braucht 
es mehr Klarheit, wie eine Interoperabilität dazu bei-
tragen kann, dass die Verteidigungserfordernisse der 
Ukraine angesichts eines aggressiven Russlands erfüllt 
werden. Einer der oft kritisierten internen Faktoren in 
der Ukraine, die wirksamen Verteidigungsreformen 
im Wege steht, ist das zögerliche Verhalten konservati-
ver Militärführer. Sie sind nicht fähig, das sowjetische 
Denken über Krieg und Kriegsführung hinter sich zu 
lassen und stellen ein Hindernis auf dem Weg zu einer 
Interoperabilität mit der NATO dar. Für NATO-Mit-
glieder, die mit der Ukraine bei deren Verteidigungs-
reformen zusammenarbeiten, sind Konsultationen zur 
Aktualisierung der Doktrinen ein besonders wichtiges 
Handlungsfeld. Man ist enttäuscht, wie schleppend 
die Fortschritte bei der Verarbeitung und Einführung 
moderner NATO-Konzepte sind, etwa im militärischen 
Bildungsestablishment der Ukraine. Eine konservative 
militärische Führung, die sich Reformen und Neuerun-
gen entgegenstellt oder sie behindert, ist keine exklusiv 
ukrainische Erfahrung, und es steht außer Frage, dass in 

den Streitkräften der Ukraine ernstliche Veränderungen 
vonnöten sind. Wenn es allerdings um eine Erneuerung 
der Doktrinen geht, insbesondere auf höchster strategi-
scher Ebene, gibt es größere Probleme als nur die Bewe-
gungsunfähigkeit konservativer Generäle. Selbst wenn 
die ukrainischen Streitkräfte die modernen NATO-
Konzepte und die Terminologie vollständig verinner-
lichen sollten, käme das Land als Nichtmitglied dem 
Aufbau einer glaubhaften Abschreckung gegenüber 
Russland kein Stück näher.

Die ukrainische Militärdoktrin und die Anforde-
rungen an die Verteidigungsfähigkeit werfen schwierige 
Fragen auf. Sollten diese unbeantwortet bleiben, bliebe 
das für die Zukunft der Partnerschaft der Ukraine mit 
der NATO nicht ohne Folgen.

Schlussfolgerungen
Die NATO und die Ukraine werden bald auf 30 Jahre 
Zusammenarbeit zurückblicken können. Es gab in die-
ser Partnerschaft zwar auch Probleme, doch gestaltete 
sie sich meist positiv, mit anhaltendem Engagement von 
beiden Seiten. Die Ukraine hat seit den 1990er Jahren 
im Rahmen ihrer Möglichkeiten einen beträchtlichen 
Beitrag zu den Operationen der Allianz gleistet. In jün-
gerer Zeit hat Kyjiw seine Entscheidung für einen euro-
atlantischen Weg klar verkündet. Die NATO wiede-
rum hat das Land unterstützt, vor allem bei Reformen 
im Sicherheits- und Verteidigungsbereich. Als sich die 
Ukraine ab 2014 einem feindseligen militärischen Vor-
gehen durch Russland gegenübersah, hat die NATO 
ihre entschiedene Unterstützung und Solidarität deut-
lich gemacht. Die Unterstützung bei den Reformen im 
Sicherheits- und Verteidigungssektor wurde erheblich 
verstärkt, und diese Maßnahmen haben bereits Früchte 
getragen. In den letzten Jahren hat es allerdings Anzei-
chen für zunehmende Dissonanzen in den Beziehungen 
zwischen der NATO und der Ukraine gegeben. Auf Sei-
ten der Allianz herrscht eine gewisse Enttäuschung über 
das Tempo der Reformen in der Ukraine. In der Ukraine 
wiederum wächst das Gefühl, dass die NATO mehr tun 
könnte, um das Land beim Aufbau von Kapazitäten zur 
Abschreckung eines künftigen feindseligen Vorgehens 
Russlands zu unterstützen. Auch wenn Kyjiw zweifellos 
eine Reihe gewichtiger interner Faktoren in Angriff neh-
men muss, die erfolgreichen Reformen im Sicherheits- 
und Verteidigungsbereich im Wege stehen, so ist es für 
die Probleme in der Partnerschaft dennoch nicht allein 
verantwortlich. Auch die NATO muss sich eine Reihe 
ernster Fragen über ihr Verhältnis zur Ukraine stellen.

Übersetzung aus dem Englischen: Hartmut Schröder

Informationen über die Autorinnen und Lesetipps finden Sie 
auf der nächsten Seite.
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UMFRAGEN

Haltung der Bevölkerungen in NATO-Mitgliedsländern zu wirtschaftlicher 
und militärischer Hilfe für die Ukraine (Umfrage aus dem Jahr 2015)

Tabelle 1:	 Würden Sie als Antwort auf die Situation zwischen Russland und Ukraine die folgenden Szenarien 
eher unterstützen oder ablehnen (Unterstützung in Prozent, Umfrage aus dem Jahr 2015)

Westliche Staaten 
schicken der Ukraine 

Wirtschaftshilfe

Die Ukraine tritt der 
NATO bei

Die Ukraine tritt der 
EU bei

Die NATO schickt 
der Ukraine Waffen

Vergleich

Polen 77 59 60 50 {77,59,60,50}
Spanien 77 57 65 25 {77,57,65,25}
Deutschland 71 36 41 19 {71,36,41,19}
Vereinigtes 
Königreich 68 57 53 42 {68,57,53,42}
Frankreich 67 55 46 40 {67,55,46,40}
Italien 44 35 37 22 {44,35,37,22}
Kanada 75 65 NA 44 {75,65,0,44}
USA 62 62 NA 46 {62,62,0,46}
Median 70 57 50 41 {70,57,50,41}

Quelle: NATO Publics Blame Russia for Ukrainian Crisis, but Reluctant to Provide Military Aid, Pew Research Center, 10. Juni 2015, https://www.
pewresearch.org/global/2015/06/10/nato-publics-blame-russia-for-ukrainian-crisis-but-reluctant-to-provide-military-aid/.

https://www.pewresearch.org/global/2015/06/10/nato-publics-blame-russia-for-ukrainian-crisis-but-reluctant-to-provide-military-aid/.
https://www.pewresearch.org/global/2015/06/10/nato-publics-blame-russia-for-ukrainian-crisis-but-reluctant-to-provide-military-aid/.
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Grafik 1:	 Haltung von Bevölkerungen in NATO-Mitgliedsstaaten zu einem möglichen militärischen Einsatz 
zur Verteidigung von NATO-Alliierten, die von Russland angegriffen werden (in Prozent, Umfrage 
aus dem Jahr 2015)
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Frage: Falls Russland in einen ernsthaften militärischen Konflikt mit einem seiner Nachbarstaaten geriete, der unser NATO-Verbündeter ist: Denken Sie, 
dass unser Land eingreifen sollte, um dieses Land militärisch zu verteidigen? Quelle: NATO Publics Blame Russia for Ukrainian Crisis, but Reluctant to Pro-
vide Military Aid, Pew Research Center, 10. Juni 2015, https://www.pewresearch.org/global/2015/06/10/nato-publics-blame-russia-for-ukrainian-
crisis-but-reluctant-to-provide-military-aid/.

Haltung der Ukrainer:innen zu einem möglichen NATO-Beitritt

Grafik 1:	 Wie würden Sie abstimmen, wenn ein Referendum über den Beitritt der Ukraine zur NATO statt-
finden würde (in Prozent)?
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Quelle: Kyjiwer Internationales Institut für Soziologie, Juni 2021, https://www.kiis.com.ua/?lang=ukr&cat=reports&id=1054&page=1.

https://www.pewresearch.org/global/2015/06/10/nato-publics-blame-russia-for-ukrainian-crisis-but-reluctant-to-provide-military-aid/
https://www.pewresearch.org/global/2015/06/10/nato-publics-blame-russia-for-ukrainian-crisis-but-reluctant-to-provide-military-aid/
https://www.kiis.com.ua/?lang=ukr&cat=reports&id=1054&page=1
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Grafik 2:	 Trend im Zeitverlauf der Haltung der ukrainischen Bevölkerung in Bezug auf eine Abstimmung über 
einen NATO-Betritt der Ukraine, 2014–2021 (ohne die nichtregierungskontrollierten Gebiete im 
Donbas, in Prozent)
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Quelle: Kyjiwer Internationales Institut für Soziologie, Juni 2021, https://www.kiis.com.ua/?lang=ukr&cat=reports&id=1054&page=1.

STATISTIK

Militärausgaben der Ukraine im Vergleich

Grafik 1:	 Die Militärausgaben der Ukraine im Vergleich (Anteil am BIP)
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Quelle: SIPRI Military Expenditure Database, 03.11.2021, https://www.sipri.org/databases/milex.

https://www.kiis.com.ua/?lang=ukr&cat=reports&id=1054&page=1
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Tabelle 1:	 Die Militärausgaben der Ukraine im Vergleich (Anteil am BIP)

1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005

Polen 2,3 % 2,2 % 2,5 % 2,3 % 2,0 % 2,0 % 2,0 % 2,0 % 1,9 % 1,8 % 1,9 % 1,9 % 1,9 % 1,9 % 1,9 %

Belarus NA 1,6 % 2,8 % 3,6 % 1,7 % 1,3 % 1,8 % 1,5 % 1,4 % 1,3 % 1,4 % 1,4 % 1,3 % 1,4 % 1,5 %

Russland NA 4,4 % 4,2 % 4,5 % 3,8 % 3,8 % 4,0 % 2,7 % 3,1 % 3,3 % 3,5 % 3,8 % 3,7 % 3,3 % 3,3 %

Ukraine NA NA 0,4 % 1,8 % 2,0 % 2,2 % 2,8 % 2,1 % 1,9 % 2,2 % 1,9 % 2,0 % 2,1 % 2,0 % 2,0 %

Deutschland 2,0 % 1,9 % 1,7 % 1,6 % 1,5 % 1,5 % 1,4 % 1,4 % 1,4 % 1,4 % 1,3 % 1,3 % 1,3 % 1,3 % 1,1 %

2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020

Polen 1,9 % 2,0 % 1,8 % 1,8 % 1,8 % 1,8 % 1,8 % 1,8 % 1,9 % 2,1 % 1,9 % 1,9 % 2,0 % 2,0 % 2,2 %

Belarus 1,7 % 1,6 % 1,5 % 1,4 % 1,3 % 1,2 % 1,2 % 1,3 % 1,3 % 1,3 % 1,3 % 1,1 % 1,2 % 1,2 % 1,3 %

Russland 3,2 % 3,1 % 3,1 % 3,9 % 3,6 % 3,4 % 3,7 % 3,9 % 4,1 % 4,9 % 5,4 % 4,2 % 3,7 % 3,8 % 4,3 %

Ukraine 2,0 % 2,0 % 1,9 % 1,9 % 1,9 % 1,5 % 1,6 % 1,6 % 2,2 % 3,3 % 3,2 % 2,9 % 3,2 % 3,5 % 4,1 %

Deutschland 1,2 % 1,2 % 1,2 % 1,3 % 1,3 % 1,2 % 1,2 % 1,2 % 1,1 % 1,1 % 1,1 % 1,2 % 1,2 % 1,3 % 1,4 %

Quelle: SIPRI Military Expenditure Database, 03.11.2021, https://www.sipri.org/databases/milex. In blau: Schätzungen von SIPRI.

Grafik 2:	 Die Militärausgaben der Ukraine im Vergleich (Konstante Preise 2019, Millionen USD, Daten von 
2020 zu den Preisen von 2020)

0

10.000

20.000

30.000

40.000

50.000

60.000

70.000

80.000

90.000

19
91

19
92

19
93

19
94

19
95

19
96

19
97

19
98

19
99

20
00

20
01

20
02

20
03

20
04

20
05

20
06

20
07

20
08

20
09

20
10

20
11

20
12

20
13

20
14

20
15

20
16

20
17

20
18

20
19

20
20

20
20

 a
kt

ue
ll

Polen Belarus Russland Ukraine Deutschland

Quelle: SIPRI Military Expenditure Database, 03.11.2021, https://www.sipri.org/databases/milex.
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Tabelle 2:	 Die Militärausgaben der Ukraine im Vergleich (Konstante Preise 2019, Millionen USD, Daten von 
2020 zu den Preisen von 2020)

1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003

Polen 4.376 4.240 4.647 4.639 4.668 4.912 5.383 5.590 5.504 5.350 5.517 5.612 5.839

Belarus NA 254 361 362 143 110 180 168 168 186 232 241 244

Russland NA 47.154 41.221 38.968 25.639 24.209 26.467 15.740 17.480 23.584 25.487 28.235 29.605

Ukraine NA NA 301 1.214 1.306 1.165 1.469 1.100 1.029 1.185 1.114 1.289 1.554

Deutschland 56.829 54.048 48.588 45.313 44.568 43.696 42.083 42.229 43.082 42.403 41.706 41.819 41.248

2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016

Polen 6.117 6.534 6.945 7.846 7.136 7.527 7.887 7.997 8.067 8.002 8.902 10.594 10.007

Belarus 295 384 499 545 558 494 556 597 671 718 729 710 668

Russland 30.944 35.165 38.922 42.366 46.551 48.841 49.834 53.185 61.622 64.626 69.261 74.649 80.027

Ukraine 1.701 1.847 2.072 2.519 2.464 2.156 2.239 2.013 2.276 2.329 3.200 3.905 3.990

Deutschland 39.984 33.323 38.482 38.541 39.453 40.947 41.046 40.214 41.363 39.834 39.881 40.566 42.269

2017 2018 2019 2020 2020 
aktuell

Polen 10.233 11.591 11.786 12.815 13.027

Belarus 642 730 774 785 845

Russland 64.848 62.404 65.201 66.838 61.713

Ukraine 3.988 4.744 5.419 5.995 5.924

Deutschland 43.468 44.670 49.008 51.570 52.765

Quelle: SIPRI Military Expenditure Database, 03.11.2021, https://www.sipri.org/databases/milex. In blau: Schätzungen von SIPRI.

ANALYSE

Der lange Schatten des Donbas: Veteran:innen reintegrieren und sozialen 
Frieden fördern
Julia Friedrich (Global Public Policy Institute (GPPi), Berlin)

DOI: 10.31205/UA.257.02

Zusammenfassung
Die Reintegration von Veteran:innen des andauernden militärischen Konflikts in der Ukraine stellt das Land 
vor große Herausforderungen. Gleichzeitig ist eine erfolgreiche Wiedereingliederung ehemaliger Kombat-
tant:innen zentral für die langfristige Konfliktbearbeitung sowie die Stärkung des gesellschaftlichen Friedens. 
Unter anderem durch Unterstützung internationaler Partner sollten Sozialleistungen für Veteran:innen ver-
bessert und der soziale Zusammenhalt durch einen inner-ukrainischen Dialog gestärkt werden.

Die Reintegration von Veteran:innen kann 
nicht auf einen Friedensschluss warten
Ungefähr 500.000 Veteran:innen, die seit 2014 auf der 
ukrainischen Seite im Donbas gekämpft haben, sind 
seither in Städte und Gemeinden in der ganzen Ukraine 
zurückgekehrt. Für die Mehrheit der Ukrainer:innen 

sind sie eine der wenigen realen Erinnerungen daran, 
dass der Krieg im Osten des Landes weitergeht und 
immer wieder zu eskalieren droht. Maßnahmen zur 
Entwaffnung, Demobilisierung und Reintegration von 
Veteran:innen werden in der Regel erst nach einem Frie-
densschluss angeschoben – doch die fast halbe Million 

https://www.sipri.org/databases/milex
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Russland vollzieht die völkerrechtswidrige Annexion der Halbinsel Krim. 

Die sogenannten Volksrepubliken Donezk und 
Luhansk erklären ihre Unabhängigkeit. 

Der jüngste 
Waff en-
sti llstand 
(inzwischen 
hinfällig) wird 
beschlossen.

Die ukrainische 
Regierung wandelt die 
»anti -Terror Operati on 
(ATO)« formell in die 
»Joint Forces Ope-
rati on« (JFO) um. 

Minsk I-Abkommen

Gewalt bricht im Osten des Landes aus, als 
von Russland unterstützte Separati st:innen 
Regierungsgebäude in Donezk und Luhansk 
besetzen. Die ukrainische Regierung beginnt 
die »anti -Terror Operati on« (ATO). 

Maßnahmenpaket zur 
Implementi erung des 
Minsker Abkommens 
(Minsk II). Infolgedes-
sen werden Frei-
willigenbataillone in 
Armee und staatliche 
Sicherheitsstrukturen 
integriert. 

Gesetz, das 
ehemaligen 
Freiwilligenein-
heiten Kombat-
tant:innenstatus 
gewährt, wird 
verabschiedet.

Das Passagierfl ugzeug MH17 wird 
über der Ostukraine abgeschossen Das Ministerium für 

Veteran:innen wird 
gegründet.

Nach dem Rückzug von Präsident Janukowytsch aus Verhandlungen über ein Assoziierungs-
abkommen mit der EU beginnen Massenproteste auf dem Maidan-Platz in Kyjiw. Diese enden 
in einer tödlichen Auseinandersetzung zwischen Sicherheitskräft en und Demonstrierenden. 
Janukowytsch ergreift  die Flucht, Neuwahlen werden angekündigt.

2020

Grafik 1:	 Zeitskala der wesentlichen Ereignisse in der Ukraine November 2013 – Juli 2020

ehemaliger Soldat:innen, deren Anzahl weiterhin steigt, 
können nicht auf eine Lösung des Konfliktes warten.

Denn auch im achten Jahr des Kriegs ist weder eine poli-
tische Lösung in Sicht, noch scheint ein Dialog mit Moskau 
wahrscheinlich – zumindest nicht in naher Zukunft. Der 
stockende Friedensprozess ist allerdings kein Grund, die 
langfristige Konfliktbearbeitung, deren Ziel ein friedliches 
Zusammenleben der ukrainischen Gesellschaft sein muss, 
nicht anzugehen. Neben der prinzipiellen Pflicht eines Staa-
tes, für seine Veteran:innen zu sorgen, gibt es klare prakti-
sche Risiken, wenn die Reintegration von Veteran:innen 
in den nächsten Jahren nicht gelingt. Dazu gehört deren 
Marginalisierung und, in Folge, auch die Gefahr, dass sich 
Teile dieser Bevölkerungsgruppe radikalisieren.

Erste Schritte zur Konfliktbearbeitung und Reinte-
gration ehemaliger Soldat:innen werden in der Ukraine 
bereits unternommen. Sie reichen jedoch nicht aus. Das 
zeigen unter anderem die Ergebnisse einer von der Auto-
rin mitverfassten Studie, die auf Basis von über 30 Inter-
views sowie in Fokusgruppendiskussionen in der West-, 
Zentral- und Ostukraine gesammelten Informationen den 
Status Quo und die Herausforderungen der Reintegra-

tion von Veteran:innen analysiert. Auch die nachfolgen-
den Beobachtungen und Empfehlungen beruhen auf den 
im Zuge dieser Forschung gewonnenen Erkenntnissen.

Die Reintegration von Veteran:innen ist in erster Linie 
eine innenpolitische Aufgabe für die ukrainische Regie-
rung und Gesellschaft. Dennoch sollten internationale 
Akteure, die sich – wie die Bundesregierung – seit Jahren 
in der Ukraine stark engagieren, beim Thema Konflikt-
nachsorge schon jetzt Unterstützung leisten und dabei 
über das unmittelbare Kriegsgebiet im Donbas hinaus-
blicken. Für eine langfristige Bewältigung des Konflikts 
ist es unabdingbar, dass die durch den Krieg entstande-
nen und vertieften sozialen Gräben im Land überwunden 
werden. Eine gelungene Reintegration von Veteran:innen 
ist dabei ein zentraler Aspekt, der den Einsatz von politi-
schem und finanziellem Kapital verlangt und als eigen-
ständige Herausforderung verstanden werden sollte.

Unzureichende staatliche Unterstützung
Das derzeitige System staatlicher Leistungen für Vete-
ran:innen in der Ukraine wird sowohl von den Betrof-
fenen selbst als auch von der Regierung und Zivilge-

Quelle: Friedrich, Julia & Lütkefend, Theresa (2021): The Long Shadow of Donbas: Reintegration Veterans and Fostering Social Cohesion, GPPi, 10. Mai 
2021, https://www.gppi.net/2021/05/10/the-long-shadow-of-donbas

https://www.gppi.net/2021/05/10/the-long-shadow-of-donbas
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sellschaft als unzureichend empfunden. Nach ihrer 
Rückkehr haben ehemalige Soldat:innen Anspruch 
auf eine Vielzahl staatlich geförderter Sozialleistungen. 
Diese sind jedoch zum Teil stark veraltet, wie etwa das 
Recht auf einen Festnetzanschluss oder ein Stück Land. 
Darüber hinaus sind sie nur für Personen zugänglich, 
die den Status als Veteran:in des Donbas-Kriegs erhal-
ten. Letzteres war für viele ehemalige Kombattant:innen 
eine große Hürde, insbesondere für jene, die 2014/15 
als Teil der verschiedenen Freiwilligenbataillone an der 
Front und deshalb nicht bei offiziellen militärischen Ein-
heiten registriert waren. Den offiziellen Status als Vete-
ran:in zu erhalten ist mittlerweile einfacher geworden, 
auch durch eine zivilgesellschaftliche Lobbyanstren-
gung für eine bessere Gesetzgebung.

Die Sachleistungen für Veteran:innen bleiben aber 
inadäquat, wenn sie nicht mit einer breiteren und tiefer-
gehenden Palette von Maßnahmen verknüpft werden. 
Insbesondere was die Versorgung im Bereich physische 
und mentale Gesundheit angeht, reicht die derzeitige 
Unterstützung für ehemalige Kombattant:innen nicht 
aus. Dabei ist es selbst für Veteran:innen mit offiziellem 
Status schwer, Leistungen zu beziehen, wenn sie isoliert 
in ländlichen Gebieten leben. Und selbst wenn sie Leis-
tungen beziehen, ist deren Ausmaß meist unzureichend.

Diese Lücke füllen im Moment oft die umfassen-
den zivilgesellschaftlichen Anstrengungen zur Unter-
stützung von Veteran:innen. In fast jedem Ort existiert 
ein Veteran:innenverband (wenn auch zum Teil unter-
schiedlicher politischer Couleur). In den großen Städ-
ten haben es sich diverse zivilgesellschaftliche Organi-
sationen zum Ziel gesetzt, jene Hilfe zu leisten, die von 
Seiten des Staates häufig ausbleibt. Besonders bewährt 
haben sich dabei sogenannte »Hubs«, also zivile Orga-
nisationen, die mehrere zivilgesellschaftliche Initiativen 
miteinander verbinden und Veteran:innen so in gleich 
mehreren Feldern Unterstützung anbieten können. Sol-
che Initiativen werden zum Teil bereits von internatio-
nalen Akteur:innen gefördert, sind aber in der Regel auf 
Ballungsräume beschränkt.

Neben dieser unmittelbaren Notwendigkeit, die 
individuellen Leistungen und die Gesundheitsversor-
gung für Veteran:innen zu verbessern, hat ihre Wie-
dereingliederung auch wichtige soziale und politi-
sche Dimensionen, die für die Zukunft der gesamten 
Ukraine entscheidend sind. Um hier Fortschritte zu 
erzielen, sind ganzheitliche Maßnahmen gefragt, wel-
che die Hürden für eine gesellschaftliche Reintegration 
ehemaliger Kämpfer:innen angehen: Hierzu gehören die 
herausfordernden Dynamiken zwischen Veteran:innen 
und Zivilist:innen im alltäglichen Umgang miteinan-
der, das administrative Chaos in der Verwaltung und 
die Steuerung von Sozialleistungen für Veteran:innen 
sowie deren drohende politische Entfremdung.

Risse in der Gesellschaft
Der nach wie vor andauernde Konflikt im Land hat 
soziale Spaltungen in der ukrainischen Gesellschaft 
erzeugt und zum Teil verstärkt. Auch weiterhin befeu-
ert er eine beginnende Polarisierung: Für viele Vete-
ran:innen ist die Einstellung ihrer Landsleute zum Kon-
flikt zur entscheidenden Frage geworden: Ob jemand 
»eine unabhängige Ukraine« und damit »die Vete-
ran:innen des Donbas-Konflikts« unterstützt, wird zum 
Kriterium, nach dem viele ehemalige Kämpfer:innen die 
Gesellschaft in »gut« und »schlecht« einteilen. Hinzu 
kommt, dass viele Veteran:innen zunehmend desillusio-
niert sind von einer Gesellschaft, deren Mehrheit sich 
nach bald acht Jahren immer weniger für den fortdau-
ernden Krieg interessiert. Im Gegensatz zu den meisten 
Zivilist:innen hält die ungelöste Konfliktsituation viele 
Veteran:innen davon ab, sich voll und ganz auf ein zivi-
les Leben einzulassen. Ein endgültiger Übergang vom 
Selbstverständnis als Soldat:in zu einem Leben als Vete-
ran:in bleibt dadurch aus. Sehr viele Betroffene äußern 
die Bereitschaft, im Falle einer erneuten Eskalation an 
die Front zurückzukehren.

Diese gesellschaftliche Entfremdung zwischen Vete-
ran:innen und Zivilist:innen wird durch zunehmende 
Vorurteile gegenüber Veteran:innen – wie jenem, dass 
diese aggressiv und drogensüchtig seien – weiter ver-
stärkt und durch massive russische Propaganda gezielt 
befeuert. Solche Zerrbilder mögen einen wahren Kern 
haben, denn viele Veteran:innen kämpfen tatsächlich 
mit Drogenmissbrauch, Aggressionen und Suizidge-
danken. Dies hat allerdings vor allem mit dem unzu-
reichenden System psychosozialer Unterstützung zu 
tun. All dies trägt dazu bei, dass Zivilist:innen und 
Veteran:innen häufig nicht wissen, wie sie miteinan-
der umgehen sollen. Während ersteren oft der direkte 
Zugang zu Veteran:innen fehlt, ziehen sich letztere häu-
fig in Freundeskreise zurück, die überwiegend oder aus-
schließlich aus ehemaligen Kamerad:innen bestehen. 
Das Ergebnis sind Schweigen und Unverständnis, häufig 
bereits im Kreise der engsten Familie von Veteran:innen, 
das sich auf allen Ebenen der ukrainischen Gesellschaft 
reproduziert. Auf diese Weise entstehen und verfestigen 
sich Enklaven, die soziale Spaltung begünstigen.

Besonders interessant ist in diesem Zusammenhang 
das Verhältnis zwischen Veteran:innen und Binnenver-
triebenen. Beide Gruppen sind vom Konflikt überdurch-
schnittlich stark betroffen und haben in der Praxis teils 
ähnliche Schwierigkeiten, was den Zugang zu staatli-
chen Leistungen angeht. Veteran:innen betonen jedoch 
gerne, dass Binnenvertriebene ihre spezielle Erfahrung 
nicht teilen können. Diese haben wiederum keine poli-
tische Lobby, die mit der von Veteran:innen vergleich-
bar wäre und empfinden dies teilweise als ungerecht. 
Alle Beteiligten sind sich einig, dass beide Gruppen 
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einschneidende Konflikterfahrungen gemacht haben – 
aber eben nicht auf die gleiche Weise wie »die anderen«.

Herausforderungen für Veteraninnen
Weibliche Veteraninnen stehen darüber hinaus noch 
einmal vor besonderen Herausforderungen, was ihre 
Reintegration in die ukrainische Gesellschaft anbelangt. 
Dabei machen diese einen nicht zu unterschätzenden 
Anteil aller Veteran:innen aus: Schätzungsweise ein 
Drittel der ungefähr 40.000 Freiwilligen, die 2014/15 
in Bataillonen kämpften, waren Frauen. Der heutige 
Frauenanteil in der ukrainischen Armee beträgt um die 
23 Prozent. Eine geschlechterbedingte Diskriminierung 
verschärft die Schwierigkeiten der Wiedereingliederung 
für viele Veteraninnen. Einerseits ist ihr Zugang zu den 
bestehenden Angeboten oft stärker eingeschränkt, unter 
anderem weil wenige Treffpunkte für Veteran:innen 
auch auf Frauen ausgerichtet sind. So fehlt es etwa an 
Frauentoiletten oder Angeboten für Kinderbetreuung. 
Andererseits wird ihnen häufig vorgehalten, nur an die 
Front gegangen zu sein, um einen Mann zu finden oder 
sich ihren Veteraninnenstatus durch sexuelle Dienste 
»erarbeitet« zu haben.

Es bräuchte also spezielle Programme, welche gezielt 
auf Veteraninnen zugeschnittene Schwerpunkte wie 

die Traumabewältigung nach erlebter sexueller Gewalt 
oder allgemeinerer geschlechterspezifischer Diskrimi-
nierung setzen. Internationale Akteure können in die-
sem Bereich zudem einiges aus der ukrainischen Erfah-
rung lernen: Im Bereich der Wiedereingliederung von 
Soldatinnen gibt es auf Seiten westlicher Staaten kaum 
Erfahrungen vergleichbaren Ausmaßes.

Administrative Koordinationsprobleme
Ein Hauptgrund für das unzureichende System an Sozi-
alleistungen für Veteran:innen ist, dass es an administra-
tiver Koordination mangelt. Eigentlich sollte das Ende 
2018 eigens für die Angelegenheiten ehemaliger Kom-
battant:innen gegründete Veteran:innenministerium 
dafür zuständig sein, Reintegrationsmaßnahmen zu 
koordinieren. Allerdings kommt die Behörde dieser Auf-
gabe bislang nicht nach, unter anderem da es am nöti-
gen Personal sowie an Finanzierung und politischem 
Rückhalt in der Regierung mangelt. So hat das Minis-
terium wenig Einfluss in den Regionen und kann vor 
Ort keine einheitlichen Versorgungsstandards durchset-
zen. Zudem hat es nicht die nötige Autorität, die mäch-
tigen Innen- und Verteidigungsministerien in für Vete-
ran:innen relevanten Bereichen zur Zusammenarbeit zu 
bringen. Insbesondere das Verteidigungsministerium 
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sieht Veteran:innen nicht als Teil des eigenen Verant-
wortungsbereichs an. Dadurch bleibt eine ausreichende 
Vorbereitung auf die Demobilisierung und Reintegra-
tion noch während des Militärdienstes aus.

Ein weiteres Problem auf administrativer Seite ist der 
verheerende Mangel an Daten: Zwar wurde in Koopera-
tion mit der amerikanischen Organisation IREX mitt-
lerweile ein elektronisches Register aller Veteran:innen 
auf den Weg gebracht. Dennoch ist weiterhin unklar, 
wie viele Veteran:innen es eigentlich gibt und wo in der 
Ukraine sie sich aufhalten. Noch größere blinde Fle-
cken gibt es in Bezug auf exakte Daten zur sozio-öko-
nomischen Situation von Veteran:innen, wie etwa deren 
Beschäftigungsrate, oder zu speziellen Themen wie Sui-
ziden oder häuslicher Gewalt. Diese Datenlücken sind 
zum einen das Resultat mangelnder Kapazitäten inner-
halb der ukrainischen Regierung zur Erfassung und Ver-
arbeitung solcher Informationen. Bei der Frage nach der 
exakten Anzahl der Veteran:innen spielt zudem die oben 
beschriebene Statuseinordnung eine Rolle: Die Anzahl 
von Menschen mit offiziellem Veteran:innenstatus ent-
spricht nicht zwangsläufig der wahren Anzahl aller Vete-
ran:innen. Zum anderen sind mangelnde Daten auch 
eine Konsequenz eines dysfunktionalen Leistungssys-
tems: So werden beispielsweise Suizide zum Teil nicht 
als solche erfasst, weil die Familien der Verstorbenen 
dann ihr Anrecht auf staatliche Leistungen verlieren 
würden. Datenlücken können somit auch das Resultat 
guter Intentionen sein. Während diese zwar im Indi-
vidualfall Abhilfe schaffen, erweisen sie sich für die 
Bekämpfung des Problems als kontraproduktiv, da des-
sen wahres Ausmaß nicht bekannt wird.

Politische Akteur:innen oder Spielball der 
Politik?
Neben der gesellschaftlichen und der administrativen 
Ebene gibt es auch auf politischer Ebene Faktoren, die 
zur gesellschaftlichen Polarisierung und Marginalisie-
rung von Veteran:innen beitragen. In den internationa-
len Medien sorgen immer wieder rechtsradikale Milizen 
in der Ukraine für Schlagzeilen. Da einige von ihnen mit 
Freiwilligenverbänden, die 2014/15 in der Ostukraine 
gekämpft haben, assoziiert sind, werden Veteran:innen 
ebenfalls mit ihnen in Verbindung gebracht. Tatsäch-
lich sind rechtsradikale Akteur:innen eine Interessen-
gruppe innerhalb der ukrainischen Veteran:innencom-
munity und bieten ehemaligen Kämpfer:innen zum Teil 
Strukturen und Zugang zu (il-)legaler Arbeit.

Doch die Realität ist komplexer als das in den (inter-
nationalen) Medien und der ukrainischen Gesellschaft 
häufig verzerrt dargestellte Bild. Rechtsradikale Bewe-
gungen sind in keiner Weise repräsentativ für alle Vete-
ran:innen. Die Mehrheit der Veteran:innen ist poli-
tisch eher neutral oder passiv. Wenn manche von 

ihnen Hilfestellung oder Gelegenheitsjobs von rechten 
Akteur:innen akzeptieren, geschieht das in der Regel aus 
pragmatischen Gründen. Die Tatsache, dass Russland 
das Narrativ, alle ukrainischen Soldat:innen und Vete-
ran:innen seien »Banditen und Faschisten«, durch Pro-
paganda seit Beginn des Konflikts gezielt und massiv 
vorangetrieben hat und bis heute bedient, erschwert eine 
realistische Einschätzung der Situation sowohl für den 
ukrainischen Staat als auch für internationale Akteure. 
Zur Verzerrung des Bildes trägt außerdem bei, dass 
radikale Gruppierungen und Akteur:innen meist die 
lautesten Stimmen im Diskurs sind. Die Mehrheit der 
Veteran:innen werden also nicht (mehr) gehört. So wer-
den diese Gruppen zu einem weiteren Faktor, der Zivi-
list:innen und Veteran:innen voneinander entfernt und 
die Reintegration ehemaliger Kämpfer:innen erschwert.

Neben den zuvor beschriebenen Diskriminierungs-
erfahrungen, die Veteran:innen in einigen Bereichen 
der ukrainischen Gesellschaft machen, sind sie gleich-
zeitig auch Heldenfiguren und somit eine von der Poli-
tik begehrte Zielgruppe. Viele Parteien bemühen sich 
darum, Veteran:innen für die eigenen Reihen zu gewin-
nen, um so in der Bevölkerung Patriotismuspunkte zu 
gewinnen. Dies erlaubt es Veteran:innen einerseits, Ein-
fluss auf die Politik zu üben. Andererseits haben sie 
dabei nicht immer die Kontrolle darüber, wie sie für 
politische Zwecke genutzt werden. Zudem sind man-
che Veteran:innen wertvolle Rekrut:innen für private 
Geschäftsleute, die sich durch kleine Einheiten ehemali-
ger Kämpfer:innen ihre Geschäfte sichern lassen. Solche 
sogenannten »Privatarmeen« können attraktive Ange-
bote für jene Veteran:innen sein, die keine Perspektive 
oder andere mögliche Tätigkeiten für sich sehen. Auch 
zu diesem Phänomen gibt es keine Daten, die dessen 
tatsächliches Ausmaß belegen könnten.

Kein Frieden ohne Veteran:innen?
Sehr deutlich wahrgenommen wird die besondere 
gesellschaftliche Rolle der Veteran:innen, wenn es 
um einen möglichen Friedensschluss im Donbas geht. 
Die Proteste gegen eine »Kapitulation« während der 
letzten Friedensverhandlungen im Normandie-For-
mat im Jahr 2019 wurden lautstark von radikaleren 
Teilen der Veteran:innenszene angeführt. Die Forde-
rung, gewisse rote Linien gegenüber Russland nicht 
zu überschreiten, findet allerdings deutlich breiteren 
Zuspruch, der über einen radikalen Rand und weit 
über die Veteran:innencommunity hinausgeht. Es gibt 
dabei keinen allgemein anerkannten Konsens, worin 
diese Linien genau bestehen. Vielmehr wird häufig 
davon ausgegangen, dass Veteran:innen zu keinerlei 
Kompromiss bereit sind und am liebsten eine Mauer 
zwischen sich und den nicht-regierungskontrollierten 
Gebieten im Donbas bauen und somit die umkämpf-
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ten Gebiete und die dort lebenden Menschen einfach 
aufgeben würden.

Solche Annahmen greifen jedoch zu kurz. Es stimmt, 
dass Veteran:innen nach ihren Kampferfahrungen nicht 
besonders erpicht darauf sind, Russland entgegenzu-
kommen. Aus demselben Grund sind sie in der Regel 
aber umso überzeugter davon, dass die Gebiete, für 
die sie gekämpft haben, alleine schon aus Prinzip nicht 
aufgegeben werden dürfen. Es gibt zudem eine wenig 
beachtete Gruppe von Veteran:innen, die gleichzeitig 
auch Binnenvertriebene sind und somit oft ein stärkeres 
Verbundenheitsgefühl dieser Region gegenüber empfin-
den. Sie haben zum Teil noch Familie in den nicht-regie-
rungskontrollierten Gebieten, können ihre Angehörigen 
aber im Gegensatz zu »regulären« Binnenvertriebenen 
aus Sicherheitsgründen nicht besuchen. Insbesondere 
diese Menschen sind oft nicht bereit, den Donbas auf-
zugeben und könnten im Dialog zwischen regierungs- 
und nicht-regierungskontrollierten Gebieten potenziell 
eine wichtige vermittelnde Rolle einnehmen.

Ausblick
Die Frage, wie die Reintegration der Donbas-Vete-
ran:innen gelingen kann, ist eine der wichtigsten 
Herausforderungen der Konfliktnachsorge, die sich der 
Ukraine stellen. Der ungelöste Konflikt, der nun in das 
achte Jahr geht und weiterhin fast täglich Menschen-
leben fordert, sorgt dafür, dass Themen der Konflikt-

nachsorge teilweise auf ein unbestimmtes »danach« ver-
schoben werden. Es wäre jedoch fatal für die Ukraine, 
die großen gesellschaftlichen Herausforderungen, die 
mit den unbearbeiteten Traumata und unbeantworte-
ten Fragen zur Zukunft des Donbas, der Krim und der 
Rolle des Konfliktes in der gesamten Ukraine einher-
gehen, hintanzustellen.

Ein ukrainischer Dialog über die Zukunft des Don-
bas, der alle Teile der Gesellschaft einschließt, wäre ein 
sinnvoller Schritt, um diese Themen anzugehen. Die-
ser kann nur aus der Ukraine selbst heraus angestoßen 
werden. Dennoch können internationale Akteure ihn 
unterstützen und Anreize setzen. Veteran:innen, ihren 
Angehörigen, Binnenvertriebenen und anderen, vom 
Konflikt besonders betroffenen Bevölkerungsgruppen 
kommt dabei eine Schlüsselrolle zu. Ein solcher Dia-
log ist eine enorme und nur langfristig zu bewältigende 
Aufgabe. Aber er ist essenziell, wenn eine weitere Vertie-
fung von gesellschaftlichen Gräben verhindert werden 
und Frieden nachhaltig gefördert werden soll.

Dieser Beitrag beruht auf den Forschungsergebnissen der 
Studie »The Long Shadow of Donbas: Reintegrating Vete-
rans and Fostering Social Cohesion in Ukraine«, welche die 
Autorin gemeinsam mit Theresa Lütkefend im Mai 2021 
veröffentlicht hat. Das Forschungsprojekt wurde durch 
finanzielle Unterstützung der Konrad-Adenauer-Stiftung 
in Kyjiw ermöglicht.
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DOKUMENTATION

Anzahl der Todesfälle von Kombattant:innen und Zivilist:innen nach 
Todesursache (2020/2021)

Tabelle 2:	 Anzahl der Todesfälle von Zivilist:innen nach Ursache zwischen 01. Januar 2020 und 20. Juni 2021

Minen
bezogener 

Vorfall

Beschuss Scharf
schützen‑ 

feuer

Klein- und 
Leicht-
waffen

Explosive 
Kriegs

munitions
rückstände

Natürliche 
Ursachen

Vergleich

Januar 2020 4 2 0 0 3 1 {40,20,0,0,30,10}
Februar 2020 1 2 0 2 2 0 {10,20,0,20,20,0}
März 2020 2 10 0 4 0 1 {20,100,0,40,0,10}
April 2020 1 5 0 0 1 0 {10,50,0,0,10,0}
Mai 2020 1 9 0 2 1 0 {10,90,0,20,10,0}
Juni 2020 0 8 0 0 0 1 {0,80,0,0,0,10}
Juli 2020 0 6 0 0 1 1 {0,60,0,0,10,10}
August 2020 1 0 0 0 3 0 {10,0,0,0,30,0}
September 2020 4 0 0 0 6 0 {40,0,0,0,60,0}
Oktober 2020 6 0 0 0 7 0 {60,0,0,0,70,0}
November 2020 0 2 0 0 2 0 {20,0,0,20,0}
Dezember 2020 1 0 0 0 0 0 {10,0,0,0,0,0}
Januar 2021 0 0 0 1 1 0 {0,0,0,10,10,0}
Februar 2021 2 2 1 1 2 0 {20,20,10,10,20,0}
März 2021 0 0 0 1 5 0 {0,0,0,10,50,0}
April 2021 8 4 0 1 5 0 {80,40,0,10,50,0}
Mai 2021 5 1 0 2 3 0 {50,10,0,20,30,0}
Juni 2021 0 0 0 1 0 0 {0,0,0,10,0,0}

Quelle: International Crisis Group (2021): »Conflict in Ukraine’s Donbas: A Visual Explainer«; https://www.crisisgroup.org/content/conflict-ukraines-
donbas-visual-explainer

Tabelle 1:	 Anzahl der Todesfälle von Kombattant:innen nach Ursache zwischen 01. Januar 2020 und 20. Mai 2021

Minen
bezogener 

Vorfall

Beschuss Scharf
schützen

feuer

Klein- und 
Leicht-
waffen

Explosive 
Kriegs

munitions
rückstände

Drohnen-
angriff

Andere Vergleich

Januar 2020 3 4 8 3 0 0 4 {30,40,80,30,0,0,40}
Februar 2020 1 6 3 2 0 0 2 {10,60,30,20,0,0,20}
März 2020 4 8 4 2 0 0 3 {40,80,40,20,0,0,30}
April 2020 0 5 3 1 0 0 2 {0,50,30,10,0,0,20}
Mai 2020 1 7 2 2 0 0 4 {10,70,20,20,0,0,40}
Juni 2020 0 11 4 1 0 0 4 {0,100,40,10,0,0,40}
Juli 2020 2 2 0 5 0 0 2 {20,20,0,50,0,0,20}
August 2020 5 0 0 0 0 0 1 {50,0,0,0,0,0,10}
September 2020 4 0 2 0 0 0 0 {40,0,20,0,0,0,0}
Oktober 2020 0 0 1 1 0 1 1 {0,0,10,10,0,10,10}
November 2020 0 0 3 0 0 0 0 {0,0,30,0,0,0,0}
Dezember 2020 0 7 0 0 0 0 1 {0,70,0,0,0,0,10}
Januar 2021 1 1 3 1 0 1 0 {10,10,30,10,0,10,0}
Februar 2021 7 9 3 2 0 0 0 {70,90,30,20,0,0,0}
März 2021 0 4 6 7 2 0 1 {0,40,60,70,20,0,10}
April 2021 9 6 3 1 2 0 3 {90,60,30,10,20,0,30}
Mai 2021 0 7 2 0 1 0 4 {0,70,20,0,10,0,40}

Quelle: International Crisis Group (2021): »Conflict in Ukraine’s Donbas: A Visual Explainer«; https://www.crisisgroup.org/content/conflict-ukraines-
donbas-visual-explainer

https://www.crisisgroup.org/content/conflict-ukraines-donbas-visual-explainer
https://www.crisisgroup.org/content/conflict-ukraines-donbas-visual-explainer
https://www.crisisgroup.org/content/conflict-ukraines-donbas-visual-explainer
https://www.crisisgroup.org/content/conflict-ukraines-donbas-visual-explainer
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UMFRAGEN

Sozialleistungen für Veteran:innen

Grafik 1:	 Die zehn häufigsten Leistungen, die von Veteran:innen bezogen werden (in Prozent)
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Quelle: Veterans Reintegration Benefits Utilization and Experiences. Veteran Reintegration Program, Analytic Report July 14, 2021, https://www.irex.
org/project/ukraine-veteran-reintegration

Grafik 2:	 Die zehn häufigsten Leistungen, die von Veteran:innen benötigt werden (in Prozent)
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CHRONIK

11. Oktober – 07. November 2021
11.10.2021 Der Rat der Europäischen Union verhängt Sanktionen gegen acht Personen wegen Untergrabung der Souveränität der 

Ukraine. Laut einer Erklärung des Rates handelt es sich dabei um Richter:innen, Anwält:innen und Beamte der Sicher-
heits- und Strafverfolgungsbehörden, die russisches Recht auf der von Russland annektierten Krim umgesetzt haben. 

11.10.2021 Das Gesundheitsministerium teilt mit, dass das Ministerkabinett Einschränkungen beim interregionalen Per-
sonenverkehr beschlossen hat. Danach wird der Personenverkehr zwischen Regionen, die als »gelbe«, »orange« 
oder »rote« Zone eingestuft sind, ab dem 21. Oktober nur noch bei Vorlage eines Impf- oder Genesenenzerti-
fikats oder eines negativen Covid-19-Tests erlaubt sein. 

11.10.2021 Der suspendierte Vorstandsvorsitzende der Ukreximbank Jewhen Mezher, der unter Verdacht steht, Journa-
list:innen angegriffen zu haben, reicht seinen Rücktritt ein und wird daraufhin vom Aufsichtsrat der Bank ent-
lassen. Er wurde zuvor zusammen mit dem Leiter der Abteilung für Informationspolitik Wolodymyr Pikalow 
unter nächtlichen Hausarrest gestellt. 

12.10.2021 Im Rahmen des Gipfeltreffens der Ukraine und der Europäischen Union in Kyjiw wird ein Abkommen unter-
zeichnet, das die Integration der Ukraine in den europäischen Luftraum vorsieht. In der gemeinsamen Erklä-
rung begrüßt die EU außerdem die Reformbemühungen zur Beschneidung des Einflusses von Oligarch:innen 
und sagt der Ukraine Unterstützung bei der Gasversorgung zu. Nach der ersten Tranche im Dezember 2020 
gewährt die EU der Ukraine eine zweite Tranche makroökonomischer Hilfe in Höhe von 600 Millionen Euro. 

12.10.2021 Angesichts der erneuten Ausbreitung des Coronavirus wird die Oblast Cherson als erste Region seit dem Lockdown 
im Frühjahr ab dem 15. Oktober 2021 als »rote« Zone mit den schärfsten Quarantäne-Maßnahmen eingestuft. 

12.10.2021 Das Kyjiwer Bezirksgericht Petschersk ordnet an, den pro-russischen Abgeordneten der Partei »Oppositions-
plattform – für das Leben« Wiktor Medwedtschuk bis Dezember unter Hausarrest zu stellen, nachdem die 
Generalstaatsanwaltschaft ihn am 8. Oktober wegen Hochverrats und Terrorismus in Zusammenhang mit ille-
galen Kohlelieferungen aus den besetzten Gebieten im Donbas angeklagt hatte. 

13.10.2021 Das Oberste Antikorruptionsgericht bestätigt die Entscheidung des Sonderantikorruptionsstaatsanwalts Denys 
Demkiw, das Verfahren im Fall »Rotterdam+« einzustellen. Bei »Rotterdam+« sollen illegale Absprachen zwi-
schen privaten Energiekonzernen und der staatlichen Regulierungsbehörde 2016–17 zu überhöhten Stromprei-
sen geführt haben, von denen unter anderem der Energiekonzern DTEK des Oligarchen Achmetow profitiert 
haben soll. Es ist bereits der vierte Versuch, das Verfahren einzustellen. 

13.10.2021 Laut den Daten von »Worldometer« liegt die Ukraine mit 352 Todesfällen binnen 24 Stunden auf Platz 4 der 
Länder mit den meisten Todesfällen aufgrund von Covid-19. Die Neuinfektionen steigen auf 11.996 Fälle und 
die 7-Tage-Inzidenz liegt bei 218,5 pro 100.000 Einwohner:innen. 

15.10.2021 Die Oblaste Saporischja, Odesa, Donezk und Dnipropetrowsk werden ab dem 18. Oktober 2021 als »rote« 
Zonen der Ausbreitung von Covid-19 eingestuft. Mit der Einstufung in »grüne, gelbe, orange oder rote« Zonen 
je nach epidemischer Lage gehen entsprechend restriktive Quarantäne-Maßnahmen einher. Seit dem 15. Okto-
ber ist Cherson als erste Oblast seit dem Frühjahr in die »rote« Zone übergegangen. 

17.10.2021 Der Sekretär des Nationalen Sicherheits- und Verteidigungsrates Oleksij Danilow erklärt, dass die Fehler in der 
Entscheidung über die Sanktionsliste mit der Transliteration der Nachnamen zusammenhängen. Am 15. Oktober 
2021 hatte Danilow bekannt gegeben, dass im Mai 2021 mehr als 100 Personen fälschlicherweise auf die Sank-
tionsliste für sogenannte »Diebe im Gesetz«, also Anführer:innen organisierter Kriminalität, gesetzt wurden. 

17.10.2021 In seiner ersten Äußerung bezüglich der Enthüllungen der »Pandora Papers« erklärt Präsident Wolodymyr Selen-
skyj, dass diese über die von Selenskyj und seinen Mitarbeitenden genutzten Offshore-Firmen nichts Neues 
enthalten und versichert, dass er nicht an Geldwäsche beteiligt gewesen sei. 

18.10.2021 Der erste Strang der Gaspipeline Nord Stream 2 durch die Ostsee wurde mit technischem Gas befüllt und ist 
somit betriebsbereit. Wann sie tatsächlich in Betrieb gehen wird, ist allerdings noch unklar. 

18.10.2021 Der staatliche Energiekonzern Naftohas beantragt bei der deutschen Regulierungsbehörde die Teilnahme am 
Zertifizierungsverfahren für Betreiber der Ostseepipeline Nord Stream 2, wie der Vorstandsvorsitzende Jurij 
Witrenko bekannt gibt. 

18.10.2021 Die OSZE setzt ihre Beobachtermission in der Ostukraine aus, nachdem es vor ihrem Sitz im nichtregierungs-
kontrollierten Donezk zu Protesten und Angriffen auf OSZE-Beobachter:innen gekommen war. Die pro-rus-
sischen Demonstrierenden forderten die Freilassung eines am 13. Oktober vom ukrainischen Militär festge-
nommenen militanten Aktivisten. 
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18.10.2021 Das Oberste Antikorruptionsgericht spricht den ehemaligen Infrastrukturminister Wolodymyr Omeljan frei. Er 
wurde im Juni 2020 vom Nationalen Antikorruptionsbüro dafür angeklagt, dem Staat einen Schaden von 30,5 Mil-
lionen Hrywnja (ca. 1 Million Euro) zugefügt zu haben, indem er die Hafengebühren rechtswidrig gesenkt haben soll. 

19.10.2021 Die Abgeordnete Ljudmyla Bujmister wird von ihrer Fraktion »Diener des Volkes« ausgeschlossen, wie es in einer Erklä-
rung der Fraktion heißt. Sie hatte das im September 2021 verabschiedete Gesetz über Oligarch:innen nicht unterstützt. 

19.10.2021 Das staatliche Ermittlungsbüro ermittelt gegen Unternehmen, die mit Medwedtschuk in Verbindung stehen, 
wegen möglicher Einfuhr von Dieselkraftstoff aus Russland zu Dumpingpreisen, wodurch Zölle in Millionen-
höhe vermieden wurden. Der Abgeordnete der Partei »Oppositionsplattform – für das Leben« Wiktor Med-
wedtschuk steht derzeit unter Hausarrest, da gegen ihn ein Verfahren wegen Hochverrats und Terrorismus läuft. 

19.10.2021 Die Werchowna Rada verabschiedet in zweiter Lesung ein Gesetz, das den Status des Nationalen Antikorrup-
tionsbüros (NABU) mit der Verfassung in Einklang bringt. Die Strafverfolgungsbehörde wird in ein zentra-
les Exekutivorgan mit Sonderstatus umgewandelt und deren Leiter:in wird künftig nicht mehr vom Präsiden-
ten, sondern vom Ministerkabinett ernannt. Dabei bleibt der derzeitige Leiter des NABU Artem Sytnyk, des-
sen Ernennung im August 2020 vom Verfassungsgericht für verfassungswidrig erklärt worden war, im Amt. 

19.10.2021 Das ukrainische Parlament verabschiedet in zweiter Lesung ein Gesetz zur Stärkung der Unabhängigkeit der 
ukrainischen Nationalbank und erfüllt damit einen Teil der Anforderungen für eine Kreditvergabe durch den 
IWF. Das Gesetz schränkt unter anderem die Befugnisse des Rates der Nationalbank ein, der sich aus vom 
Parlament und vom Präsidenten ernannten Mitgliedern zusammensetzt und in der Vergangenheit politischen 
Druck auf die Führung der Bank ausgeübt hatte. 

20.10.2021 Das Präsidentenbüro weist die Vorwürfe des öffentlich-rechtlichen Fernsehsenders UA:Perschyj zurück, nach 
denen das Büro Druck auf die Redaktion politischer Talkshows ausübe. Die Talkshow-Moderatorin Myro-
slawa Bartschuk hatte zuvor erklärt, die Teilnahme von Mitgliedern der Regierungspartei »Diener des Volkes« 
habe mit dem Präsidentenbüro abgesprochen werden müssen. 

20.10.2021 Laut einer neuen Umfrage des Kyjiwer Internationalen Instituts für Soziologie sinken die Zustimmungswerte 
für Präsident Wolodymyr Selenskyj im Vergleich zum Sommer. Danach geben 24,7 Prozent der Befragten an, 
Selenskyj bei der Präsidentschaftswahl wiederzuwählen. Außerdem halten 77,1 Prozent der Befragten es für 
inakzeptabel, dass Spitzenbeamte und Politiker:innen Offshore-Konten haben. 

20.10.2021 Eine Untersuchung des Investigativprojekts »Bihus.Info« zeigt, dass durch vereinfachte Vergabeverfahren ein 
großer Teil der 35 Milliarden Hrywnja (ca. 1,13 Milliarden Euro), die zur Bekämpfung der Coronavirus-Pan-
demie bereitgestellt wurden, veruntreut wurden. Insgesamt sollen 407 Millionen Hrywnja falsch ausgegeben 
worden sein, z. B. für Kraftstoff, Lebensmittel oder Sportgeräte. 

20.10.2021 Die Ukraine verzeichnet einen Rekord von 538 Todesfällen aufgrund von Covid-19 binnen 24 Stunden. Die 
Neuinfektionen steigen auf 15.579 Fälle und die 7-Tage-Inzidenz auf 231,1 pro 100.000 Einwohner:innen. 

20.10.2021 Die Oblast Sumy wird ab dem 23. Oktober 2021 als »rote« Zone mit den schärfsten Quarantäne-Maßnahmen 
zur Eindämmung der Coronavirus-Pandemie eingestuft. 

22.10.2021 Mit 23.785 Neuinfektionen binnen 24 Stunden verzeichnet die Ukraine einen neuen Rekord seit Beginn der 
Coronavirus-Pandemie. 5.141 Menschen wurden ins Krankenhaus eingeliefert, 614 starben. Die 7-Tage-Inzi-
denz liegt bei 254,3 pro 100.000 Einwohner:innen. 

23.10.2021 Der Richterrat wählt die von ihm zu bestimmenden Kandidat:innen für den Ethikrat, der laut dem im Juli verab-
schiedeten Reformgesetz aus jeweils drei vom Richterrat zu wählenden Richter:innen und drei von internationa-
len Organisationen zu bestimmenden Expert:innen bestehen soll und die Integrität des Hohen Justizrates über-
wachen soll. Es gibt allerdings Zweifel an der Integrität der nun gewählten Kandidat:innen. Der Richterrat hatte 
bis dahin versäumt, seine Kandidat:innen in den Ethikrat zu entsenden und damit die Justizreform blockiert. 

23.10.2021 Angesichts der rapiden Ausbreitung von Covid-19 werden die Oblaste Riwne und Mykolajiw ab dem 26. Okto-
ber 2021 in die »rote« Zone mit den schärfsten Quarantäne-Maßnahmen übergehen, wie die zuständige staat-
liche Kommission entschieden hat. 

25.10.2021 Laut Informationen von Menschenrechtsorganisationen übersteigt die Zahl der mit Covid-19 infizierten 
Patient:innen in den besetzten Gebieten in der Ostukraine die Kapazitäten der dortigen Krankenhäuser. Es 
mangelt an medizinischem Personal und teilweise an einer Wasserversorgung. 

26.10.2021 Ein Amsterdamer Gericht entscheidet, dass die Sammlung des sogenannten »skythischen Goldes« aus den 
Museen auf der Krim, die sich zurzeit in den Niederlanden befindet, der Ukraine gehört. 

26.10.2021 Mit über 212.000 Impfungen gegen Covid-19 an einem Tag wird ein neuer Impfrekord in der Ukraine aufge-
stellt, berichtet das Gesundheitsministerium. Insgesamt sind in der Ukraine mehr als 9,3 Millionen Menschen 
gegen Covid-19 geimpft, davon 7,1 Millionen vollständig. Das entspricht einer Impfquote von 21,2 Prozent. 
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27.10.2021 In der Ostukraine setzt die ukrainische Armee zum ersten Mal eine türkische Kampfdrohne des Typs »Bayrak-
tar« ein, wie das Verteidigungsministerium mitteilt. Ziel sei es gewesen, den Beschuss vonseiten der pro-rus-
sischen »Separatist:innen« nahe des Dorfs Hranitne zu stoppen, bei dem am Vortag ein Soldat getötet worden 
war. Laut dem Minsker Waffenstillstandsabkommen müssen Waffen dieser Klasse mindestens 25 Kilometer 
von der Frontlinie abgezogen werden. 

27.10.2021 Laut Polizeimeldung wurde in der Region Tschernihiw eine Fälschung von Impfpässen gegen Covid-19 auf-
gedeckt. Mit der Ausstellung der Impfzertifikate sollen die mutmaßlichen Täter:innen insgesamt 500.000 
Hrywnja (ca. 16.000 Euro) verdient haben und müssen jetzt mit einer Gefängnisstrafe von bis zu sechs Jah-
ren rechnen. Seit Anfang des Jahres wurden in der Ukraine schon mehr als 800 strafrechtliche Ermittlungen 
wegen der Erstellung und Verwendung gefälschter Zertifikate eingeleitet. 

27.10.2021 Mit 734 Todesfällen aufgrund von Covid-19 binnen 24 Stunden bricht die Ukraine ihren eigenen Rekord. Die 
Zahl der Neuinfektionen liegt bei 19.120 Fällen, 2.939 Menschen wurden hospitalisiert und die 7-Tage-Inzi-
denz steigt auf 335,7 pro 100.000 Einwohner:innen. 

28.10.2021 Die Hauptstadt Kyjiw wird angesichts der hohen Infektionszahlen mit Covid-19 ab dem 1. November als »rote« Zone 
eingestuft und die Quarantäne-Maßnahmen verstärkt, wie der Bürgermeister der Stadt Witalij Klytschko mitteilt. 

29.10.2021 Der ukrainische Sicherheitsdienst (SBU) macht das Unternehmen »Prykarpatsachidtrans«, das mit dem pro-
russischen Abgeordneten Wiktor Medwedtschuk in Verbindung steht, für eine großflächige Umweltverschmut-
zung durch den Abbau einer Ölpipeline in Transkarpatien verantwortlich. Nach Ansicht von Expert:innen ver-
ursacht die Verschmutzung Schäden in Höhe von 34 Millionen Hrywnja (ca. 1 Million Euro). 

29.10.2021 Mit 26.870 Neuinfektionen binnen 24 Stunden stellt die Ukraine den zweiten Tag in Folge einen Rekord an 
Corona-Fällen auf, nachdem am Vortag 26.071 Fälle verzeichnet wurden. 5.463 Menschen wurden hospitali-
siert, 648 Menschen starben. Die 7-Tage-Inzidenz liegt bei 361,4 pro 100.000 Einwohner:innen. 

02.11.2021 Nach Angaben der Wahlkommission gewinnt der amtierende Bürgermeister von Charkiw Ihor Terechow die 
vorgezogenen Bürgermeisterwahlen am 31. Oktober 2021 mit 50,6 Prozent der Stimmen. 

03.11.2021 Im Rahmen einer Regierungsumbildung stimmt das ukrainische Parlament der Entlassung von fünf Minis-
tern zu. Der Minister für Umweltschutz und natürliche Ressourcen Roman Abramowskyj, der Minister für 
strategische Industrien Oleh Uruskyj, der Minister für die Wiedereingliederung der besetzten Gebiete Oleksij 
Resnikow, der Wirtschaftsminister Oleksij Ljubtschenko sowie der Verteidigungsminister und erste stellver-
tretende Ministerpräsident Andrij Taran hatten zuvor ihren Rücktritt eingereicht. 

03.11.2021 Die Werchowna Rada beschließt, dass die Einordnung als Oligarch:in in die Zuständigkeit des Nationalen 
Sicherheits- und Verteidigungsrats fallen soll und beseitigt so eine Unstimmigkeit in dem im September 2021 
verabschiedeten Gesetz zur De-Oligarchisierung. 

04.11.2021 Das ukrainische Parlament ernennt vier neue Minister:innen für die zuletzt vakant gewordenen Posten. Der frü-
here Minister für die Wiedereingliederung der besetzten Gebiete Oleksij Resnikow wird neuer Verteidigungs-
minister, die Abgeordnete Iryna Wereschtschuk wird vorübergehend sein früheres Amt übernehmen, der frü-
here Leiter des staatlichen Zollamtes Pawlo Rjabikin wird neuer Minister für strategische Industrien und die 
frühere stellvertretende Leiterin des Präsidentenamts Julija Swyrydenko wird zur Wirtschaftsministerin und 
stellvertretenden Premierministerin ernannt. Der stellvertretende Leiter des Umweltministeriums wurde außer-
dem von der Regierung zum Interimschef desselben Ministeriums ernannt. 

04.11.2021 Mit 27.377 Neuinfektionen binnen 24 Stunden stellt die Ukraine einen neuen Rekord seit Beginn der Corona-
virus-Pandemie auf. 5.472 Menschen wurden hospitalisiert, 699 Menschen starben. Die 7-Tage-Inzidenz liegt 
bei 369,9 pro 100.000 Einwohner:innen. 

05.11.2021 Der ehemalige Präsident Wiktor Janukowytsch wird vom Staatlichen Ermittlungsbüro erneut beschuldigt, in 
Zusammenhang mit der gewaltsamen Auflösung der Euromaidan-Proteste im Februar 2014 für die Verletzung 
und Ermordung von Demonstrant:innen verantwortlich zu sein. 

05.11.2021 Ab dem 8. November 2021 wird die Oblast Wolyn als »rote« Zone mit den schärfsten Quarantäne-Maßnah-
men zur Eindämmung der Coronavirus-Pandemie eingestuft. 

06.11.2021 Mit 793 Todesfällen aufgrund von Covid-19 binnen 24 Stunden bricht die Ukraine ihren eigenen Rekord. Die Zahl 
der Neuinfektionen liegt bei 25.063 Fällen und die 7-Tage-Inzidenz steigt auf 372,4 pro 100.000 Einwohner:innen.

Die Chronik wird zeitnah erstellt und basiert ausschließlich auf im Internet frei zugänglichen Quellen. Die Redaktion bemüht sich, bei 
jeder Meldung die ursprüngliche Quelle eindeutig zu nennen. Aufgrund der großen Zahl von manipulierten und falschen Meldungen 
kann die Redaktion der Ukraine-Analysen keine Gewähr für die Richtigkeit der Angaben übernehmen.
Zusammengestellt von Almuth Müller
Sie können die gesamte Chronik seit Februar 2006 auch auf  http://www.laender-analysen.de/ukraine/ unter dem Link »Chronik« lesen.

http://www.laender-analysen.de/ukraine
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